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Im Zuge der beschleunigten Globalisierung seit den 1970er Jahren ist ein neues interdiszi-
plinäres Forschungs- und Diskussionsgebiet entstanden, das als Globale Politische Ökono-
mie (GPÖ) bezeichnet wird. Die GPÖ markiert ein Schnittfeld, auf dem sich eine Vielzahl 
sozialwissenschaftlicher Disziplinen – von der Politik- und Wirtschaftswissenschaft, über 
die Soziologie und Geschichtswissenschaft bis hin zur Geographie und Rechtswissen-
schaft – begegnen und sich in der Analyse inter- und transnationale politökonomischer 
Phänomene wechselseitig befruchten und inspirieren. In der jüngeren Vergangenheit haben 
sich mehrere, jeweils spezifisch zugeschnittene Analyseperspektiven herauskristallisiert, 
die ihre Aufmerksamkeit auf das Zusammenspiel von Produktion, Marktorganisation und 
politischer Regulierung unter Einschluss von politisch-soziologischen Machtverhältnis-
sen, zivilgesellschaftlichen Kooperations- und Kommunikationsformen oder rechtlich-ins-
titutionellen Verfahren richten. Mit anderen Worten, die GPÖ befasst sich in der Analyse 
des globalen bzw. globalisierten Kapitalismus nicht zuletzt mit den vielfältigen materiel-
len und diskursiven Konflikten, die diesem eingeschrieben sind. Dies signalisiert, dass die 
Buchreihe bestrebt ist, ein breites Spektrum an Studien zu Wort kommen zu lassen, die 
unterschiedliche theoretische und methodische Zugänge abbilden. Ohne Anspruch auf Voll-
ständigkeit geht es unter anderem um folgende Schwerpunkte:

• Historische Entwicklungslinien spezifischer Gegenstandsbereiche;
•  Kritik und/oder Weiterentwicklung etablierter politökonomischer Theoreme, Paradig-

men oder Kapitalismus-Konzeptionen;
•  Feministisch-ökonomische Ansätze der Interaktion von globalen, lokalen und regionalen 

Wirtschafts- bzw. Entwicklungsprozessen;
•  Wandel globaler Kräfteverhältnisse, d. h. politökonomischer Machtbeziehungen und 

staatlicher Organisationsmuster;
•  Internationale Arbeitsteilung und Entwicklung der Nord-Süd-Beziehungen;
•  Genese und Funktionsweise internationaler oder globaler Institutionen und Regime 

(Produktion, Handel, Finanzmärkte, Sicherheit, Umwelt, Energieversorgung etc.) sowie 
hierauf bezogener transnationaler Netzwerke;

•  Regionale Integrationsprozesse sowie diese prägende Institutionen, Akteure und Kräfte-
verhältnisse;

•  Grenzüberschreitende politökonomische Krisen, vor allem Verschuldungs-, Finanz- oder 
Stagnationskrisen;

•  Globalisierung und Globalisierungskritik unter Einschluss globalisierter Kulturbeziehungen.

Ein wesentliches Ziel der Buchreihe besteht darin, die vielfältigen Analyseperspektiven der 
GPÖ nicht nur darzustellen, sondern auch kommunikativ miteinander zu vernetzen. In die-
sem Sinne sind auch Vorschläge für interdisziplinär angelegte und kohärent strukturierte Sam-
melbände willkommen. Publikationsideen und Manuskripte nehmen die HerausgeberInnen  
entgegen.
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V

Jedwede Wissensproduktion ist eine kollaborative Bemühung und findet nicht im 
gesellschaftlichen Vakuum statt. Die Bedingungen für die kollaborative Produk-
tion gegenhegemonialen Wissens sind in der Türkei unter massiven Druck geraten.

Einige Beobachter_innen nehmen dies seit kurzem zur Kenntnis. Doch dieser 
Prozess begann schon in jenen Jahren, in denen das politische Projekt der regie-
reden Partei – gerade in europäischen Öffentlichkeiten – als ihre Projektionsflä-
che für liberaldemokratischen Wandel fungierte. Nicht wenige, die – seit etwa 
2013 – Besorgnis über ‚wachsenden Autoritarismus‘ in der Türkei äußern, haben 
zuvor jene autoritäre Transformation als Demokratisierungsprojekt aufgefasst und 
zuweilen sogar aktiv an ihr Teil gehabt.

Diese Diskrepanz zwischen hegemonialer Projektion und bereits erkennba-
rer autoritärer Transformation hatte mich – von Ende der 2000er Jahre an – dazu 
veranlasst, diesen Prozess historisch zu kontextualisieren. Also nicht stehen zu 
bleiben bei der Dekonstruktion derartiger Projektionen, sondern akribisch jenen 
gesellschaftlichen Prozess offenzulegen, der durch solche Projektionen verschüt-
tet wurde.

Während diese Arbeit nur den Zeitraum bis Ende 2013 in den Fokus nimmt 
und damit im Grunde jene sehr lange so positiv verklärten Entwicklungen ana-
lysiert, auf deren Schultern der gegenwärtige Autoritarismus in der Türkei wütet, 
ist ein Ende seiner Radikalisierung gegenwärtig nicht absehbar. Eine klassische 
Danksagung an jene, die Teil dieses kollaborativen Prozesses waren, ist deshalb 
wohlmöglich unangemessen. Sie würde eine Freiheit suggerieren, die längst nicht 
mehr besteht.

Vorbemerkung



VI Vorbemerkung

So bleibt mir letztlich nur, einer Institution, der Rosa Luxemburg Stiftung, zu 
danken, die dieses Projekt in der Form eines Promotionsstipendiums und auch 
darüber hinaus förderte. Entstanden ist diese Arbeit am Fachbereich Gesell-
schaftswissen und Philosophie der Philipps-Universität Marburg. Er bot in den 
Jahren bleierner AKP-Hegemonie eine kleine Lücke für die Produktion gegenhe-
gemonialen Wissens.

Marburg
den 10. September 2018
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Wider den türkischen Staatsmythos –  
Europa als Klassenstrategie in der 
Türkei

1.1  Wer soll die Türkei jetzt nach Europa führen?

„Geprägt durch die Erfahrung des Gewinns der Demokratie, beobachte ich mit 
besonderer Sorge, wenn es irgendwo Tendenzen gibt, den Rechtsstaat und die in 
vielen Ländern erprobte Gewaltenteilung zu beschränken. So frage ich mich heute 
und hier, ob die Unabhängigkeit der Justiz noch gesichert ist, wenn eine Regierung 
unliebsame Staatsanwälte und Polizisten in großer Zahl versetzt und sie so daran 
hindert, Missstände ohne Ansehen der Person aufzudecken. Oder wenn sie danach 
trachtet, Urteile in ihrem Sinn zu beeinflussen oder umgekehrt ihr unwillkommene 
Urteile zu umgehen.

Eine demokratische Türkei, verbunden mit den europäischen Werten einer freiheit-
lichen Demokratie, kann eine dauerhaft stabile Ordnung errichten, die Modellcharakter 
für die Nachbarländer und den ganzen arabischen Raum besitzt“ (Gauck, 2014).

Diese Mahnung des Präsidenten der Bundesrepublik Deutschland, Joachim 
Gauck, an die türkische Regierung während seines Staatsbesuches im Frühling 
2014 steht für einen Wandel im Diskurs: Das einstige Role-Model für eine ganze 
Region hat sich nunmehr Kritik zu stellen – bis 2013 hatten sich primär die Krit-
ker_innen des Role-Models für ihre Kritik zu rechtfertigen. Es hat ferner den 
Anschein, als sei ‚den‘ europäischen Eliten ihr historisches Subjekt abhanden-
gekommen. Im Sommer 2013 hatten bei den Gezi-Protesten Millionen Men-
schen nicht nur gegen die staatliche Forcierung neoliberaler Stadtpolitiken und 
Konsumptionsmuster, sondern gegen den gesamten Nexus von kapitalistischer 
Durchrationalisierung, nationalistisch-religiöser Identitätspolitik und staatlich 
forcierter Konfessionalisierung revoltiert. In dieser Revolte hatten sich in der Tür-
kei lokal stets vorhandene, aber bislang unverbundene Widerstände verdichtet und 
waren für die Weltöffentlichkeit sichtbar geworden. Das Gros der Eliten in den 
Staaten der Europäischen Union (EU) zeigte sich davon völlig überrascht – hatte 
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die Türkei doch einen Prozess rasanten Wirtschaftswachstums und politischer 
Reformen erlebt, waren doch neue religiöse Mittelschichten als Träger_innen der 
türkischen Demokratie ausgemacht worden und hatten sich diese doch ihre poli-
tische Repräsentanz geschaffen. So war den europäischen Eliten bis zur brutalen 
Niederschlagung der Revolte relativ klar gewesen, wer die Türkei nach Europa 
und damit selbstredend zur Demokratie führen sollte: Die häufig als „moderat-is-
lamisch“, oft als „islamisch-konservativ“ oder nicht selten als „muslimisch-demo-
kratisch“ titulierte AKP (Adalet ve Kalkınma Partisi – Partei für Gerechtigkeit 
und Entwicklung). Weitere Umschreibungen dieser Art ließen sich mühelos 
nennen, obgleich seit den späten 2000er Jahren von mehr und mehr Akteur_
innen eine Verlangsamung des EU-Reformprozesses beklagt wurde (exemp-
larisch: Unabhängige Türkei-Kommission, 2009, 7). Diese „Verlangsamung“ 
störte aber das Gros der Akteur_innen nicht weiter, denn ein Beitritt der Türkei 
zur EU galt den Bevölkerungen Mitgliedsstaaten als schwer vermittelbar – enge 
wie institutionalisierte Beziehungen waren wichtiger und bildeten den kleinsten 
gemeinsamen Nenner. Summa summarum blieb die Türkei unter Regierung der 
AKP im westlichen Elitendiskurs weiterhin das Land, das ein „Twinning of Islam 
and Democracy“ betrieb (Barkey, 2008, 34). Trotz Kritik an einzelnen Aspekten, 
wie zum Beispiel Korruption, wurde die Politik der AKP-Regierung in führen-
den europäischen Medien in einer Terminologie eines Diskurses vermessen, der 
sich während der ersten Legislaturperiode der AKP herausgebildet hatte. Kaum 
jemand brachte diese prägnanter auf den Punkt, als der Türkei-Korrespondent der 
Frankfurter Allgemeinen Zeitung (FAZ), Rainer Hermann:

„Über Jahrzehnte waren der Staat und der von ihm ernannte Apparat mächtiger als die 
gewählte Regierung und die Gesellschaft. In den Jahren von 1997 bis 2007 änderte 
sich das. Die Türkei ist freiheitlicher geworden und demokratischer, ihre Gesellschaft 
bricht aus dem Korsett der Staatsideologie aus. Im Inneren des Landes, in Anatolien, 
setzte das Aufbegehren gegen diese Ideologie ein. Zu lange hatte sie den Türken ver-
wehrt, sich in ihrer pluralistischen Vielfalt zu zeigen. Ein Katalysator für den Reform-
prozess, der anlief, war diese aufgestaute Desillusionierung über einen ideologisch 
verkrusteten Staat. Zum zweiten Katalysator des Reformprozesses wurden die Mit-
gliedsperspektive in der EU und die Kopenhagenaufnahmekriterien. Sie gaben dem 
Reformprozess eine Richtung, für die Parlamente und Regierungen wurden sie zur 
Gebrauchsanweisung für den Wandel. Die Reformen mussten aber gegen Widerstand 
durchgesetzt werden, immer wieder gab es Rückschläge“ (Hermann, 2008, 12).

„Rückschläge“ auf dem Weg der „Normalisierung der Demokratie in der Türkei“ 
(vgl. İnsel, 2003) wurden zumeist auf das Wirken der „alten autoritären Staats-
eliten“ zurückgeführt, welche die Reformen der demokratisch gewählten Reprä-
sentanz des türkischen Volkes torpedierten und sich so der „demokratischen 
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Normalisierung“ in den Weg stellten. Obgleich Reformen, wie Verfassungs-
änderungen von 2010 in der Türkei nicht zuletzt als ein Eingriff in die Gewalten-
teilung diskutiert wurden, fanden sie international eine geradezu überwältigende 
Unterstützung. So war sich der Generalsekretär des Europarates Thorbjørn Jag-
land sicher, das „die Annahme der Verfassungsreform (…) einen wichtigen Schritt 
voran zu europäischen Standards und Praktiken“ darstellte (Hürriyet Daily News, 
13.09.2010). Auch die türkische Wirtschaftsentwicklung wurde weiterhin als 
ein singulärer Boom gewürdigt. Wenngleich die Perspektiven vor dem Hinter-
grund der globalen Krise und den hohen türkischen Leistungsbilanzdefiziten 
nun deutlich kritischer gesehen wurden, blieb die Bewertung insgesamt positiv 
(exemplarisch: Şimşek, 20121). Die ökologischen Probleme, die mit dem türki-
schen Wirtschaftswachstum einhergingen fanden allenfalls ein Nischenpublikum 
und selbst Linke konnten sich zum Teil für die Sozialpolitik der AKP-Regierung 
begeistern, die sie als Bruch mit den korrupten und neoliberalen Praxen ihrer Vor-
gänger_innen ansahen. Dass die Bonität der Republik Türkei gerade aufgrund 
ihrer Selbstverpflichtung gegenüber dem Post-Washington-Konsensus von inter-
nationalen Ratingagenturen noch bis 2012 in ihrer Bewertung angehoben wurde 
(vgl. Expansion, Online), spielte zuweilen kaum eine Rolle. Einzelne klien-
telistisch-populistische Politiken wurden so dekontextualisiert wahrgenommen, 
wodurch die strikte Fortführung, ja Radikalisierung des neoliberalen Paradigmas 
ausgeblendet wurde.

Die vielen verschiedenen Strömungen der türkischen und kurdischen Oppo-
sition, die den schon seit der zweiten Legislaturperiode (von Sommer 2007 an) 
anwachsenden Autoritarismus der AKP-Regierung anklagten, wurden in den 
europäischen Öffentlichkeiten in der Regel nicht zur Kenntnis genommen oder 
stereotypisiert. Gerade in der akademischen Wissensproduktion wurde ein post-
kemalistischer Diskurs wirkmächtig, der linksoppositionellen Bewegungen 
zuweilen modernistische Ressentiments gegenüber einer Regierung unterstellte, 
die ihre Wurzeln in der „islamischen Bewegung“ habe und so das einfache Volk 
repräsentiere. Die politische Linke in der Türkei wurde nicht selten zu einem Teil 

1Für die vollständigen Referenzen aller Quellen die im Internet eingesehen wurden, siehe 
Literaturverzeichnis. Für Zitate beziehungsweise für zitierte Begriffe verwendet diese 
Arbeit doppelte Anführungszeichen. Daneben finden einfache Anführungszeichen ihre Ver-
wendung. Letzte verweisen nicht auf Zitate, sondern auf die spezifische Begriffe eines Dis-
kurses von dem sich der Autor dieser Zeilen distanziert. Kursivsetzungen im Text dienen 
der Hervorhebung besonderer Sinnzusammenhänge, ebenso finden sie Verwendung für die 
Eigenamen von Medienorganen oder offiziellen Dokumenten.

1.1 Wer soll die Türkei jetzt nach Europa führen?
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des Establishments umdeklariert, während religiöse Identität als Expression von 
Subalternität und Pluralität schlechthin interpretiert wurde (exemplarisch: Göle, 
1995).

Wenn auch nicht immer in jener Radikalität wie bei Göle, so waren in den 
2000er Jahren derartige Deutungsmuster innerhalb einer gebildeten links-
liberalen bis liberalen Öffentlichkeit en vogue. Zu den gegenüber muslimischen 
Migrant_innen in westlichen Gesellschaften verbreiteten Ressentiments und 
kulturrassistischen Stereotypen, stellten allerdings nur einen scheinbaren Gegen-
satz dar – basierten sie im Kern doch selbst auf einer orientalistischen Stereo-
typisierung, die nur eben positiv Bezug auf das Andere nahm, es aber nicht 
kategorial hinterfragte. Nicht zufällig rechneten nicht wenige Konservative der 
AKP ihre „Versöhnung von Islam mit Marktwirtschaft und Moderne“ hoch an – 
wie zum Beispiel der Tenor der Berichterstattung der FAZ klar indizierte. Post-
modernistische Linke und bildungsbürgerliche Konservative wiesen, wenn 
es um die AKP ging, zuweilen beträchtliche Schnittmengen auf. Die brutale 
Niederschlagung der Revolte in der Türkei im Juni und Juli 2013 forderte der-
artige Perzeptionen allerdings brachial heraus und beförderte ihre Revision. Die 
AKP-Regierung taugt seither nicht mehr als Fläche für liberaldemokratische oder 
postmodernistische Projektionen und politische Konzessionen an sie sind nur 
noch schwer vermittelbar. Allenfalls noch aus realpolitischer Opportunität – man-
che würden sagen „Vernunft“ – heraus stellt sie eine „politische Partnerin“ für die 
Realisierung eigener Interessen dar. Diese Vernunft gebietet es inzwischen auch, 
sie als Partei nicht mehr beim Namen zu nennen, sondern der Sicherheit halber 
Umschreibungen zu wählen, welche die Grundelemente der Kritik an der AKP 
stets mitaufnehmen – gerade dann, wenn Politiker, wie der ehemalige schwedische 
Außenminister Carl Bildt, um Verständnis für die türkische Regierung werben:

“One silver lining of the recent putsch is that, after years of division, it has united 
Turkey’s democratic political parties around the shared goal of defending demo-
cracy against future internal threats. The West’s lack of empathy for Turkey during 
this traumatic period has been astonishing; it can be in no Western country’s interest 
that Russian President Vladimir Putin was the first to meet with Erdoğan in the epi-
sode’s aftermath.

(…) Turkey is at a historical crossroads, but it is still too early to tell where the 
country is headed. If the previous trends toward polarization and authoritarianism 
continue, the country could eventually reach a breaking point. But if national unity, 
based on shared commitment to democracy, ultimately prevails, Turkey’s political 
climate will improve, allowing for a resumption of the Kurdish peace process, fur-
ther progressive political reforms, and new hope for future integration with Europe” 
(Carl Bildt, 2016).
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Mit dem Ausbruch einer schweren Wirtschafts- und Währungskrise im Sommer 
2018 wird die „Vernunft“ – trotz aller Krisenhaftigkeit der europäisch-türkischen 
Beziehungen – erneut zu einem zentralen Motiv. Es gilt nunmehr aufgrund der 
engen wirtschaftlichen Verflechtung die Krise einzuhegen und ihr Überspringen 
auf die europäischen Ökonomien zu verhindern. In wieweit dies gelingen wird 
ist fraglich, denn die Krise verweist auf lang tradierte strukturelle Schwächen 
des türkischen Wachstumsmodells. Diese entspringen nicht nur den jüngeren 
populistisch-expansiven Politiken der AKP, sondern mindestens ebenso dem 
Modus der peripheren Integration der Türkei in den euro-atlantischen Raum.

1.2  Es fehlt eine systematische Rekonstruktion der 
Türkei-EU-Beziehungen

Der rasche Kollaps jenes Diskurses, der in der AKP einen „konservativ-demo-
kratischen“ Antipoden des kemalistischen Establishments und eine Agentin 
gesellschaftlicher Transformation – hin zu Europa – durch und im Namen neuer 
religiöser Mittelschichten gesehen hat, wirft Fragen nach dessen Geltungskraft 
auf: Ist eine Erzählung, die quasi über Nacht implodierte, wirklich substan-
ziell unterfüttert? Oder basiert sie nicht viel eher zu einem erheblichen Teil auf 
der Projektion eigener Befindlichkeiten, die sich an der Realität in der Türkei 
gebrochen haben? Es scheint mindestens zwei Wege zu geben, dieses Problem zu 
bearbeiten: Erstens den diskursanalytischen, er ist in besonderer Weise geeignet, 
die eigenen Befindlichkeiten und Konstruktionen von Projektionen zu ergründen. 
Zur Analyse der Verhältnisse in der Türkei trägt dieses Vorgehen gleichwohl 
wenig bei – eher leistet sie einen mittelbaren Beitrag zur Reformulierung unse-
rer erkenntnistheoretischen Grundannahmen. Der zweite Weg ist die Analyse der 
Verhältnisse und Akteur_innen in der Türkei. Eine solche Analyse bedarf, wenn 
sie nicht die alte, kollabierte Erzählung in modifizierter Form reproduzieren 
möchte, jedoch alternativer Grundannahmen. Der Vorteil dieser zweiten Variante 
kann darin liegen, eine alternative Erzählung für die gesellschaftlichen Verhält-
nisse und Prozesse in der Türkei zu liefern und dem deutschen Diskurs bislang 
verborgenes sowie wenig beachtetes Wissen verfügbar zu machen. Diese Arbeit 
geht den zweiten Weg und liefert ein Deutungsangebot über die Motive türki-
scher Akteur_innen gegenüber der EU. Sie kann dabei bereits mit alternativen 
Annahmen arbeiten, denn zumindest in der Türkei hat es stets einen Gegendis-
kurs gegeben, der nur eben jahrzehntelang der deutschen Öffentlichkeit verborgen 
geblieben ist. Alternative Annahmen zur Untersuchung der Motive existieren also 
bereits.

1.2 Es fehlt eine systematische Rekonstruktion …
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Bereits Elif Uzgören (2012, 20 ff.) kritisiert die Dominanz intergou-
vermentalistischer Ansätze, die sich die EU-Türkei-Beziehungen aus einer 
„Europäisierungsperspektive“ heraus ansehen und dabei sowohl Strukturverhält-
nisse, wie auch den sozialen Gehalt, des türkischen EU-Projektes übersehen. Sie 
liefert erste Erkenntnisse über die strategische Bedeutung des türkischen EU-Pro-
jektes für türkische Klassenakteur_innen und fragt nach den sozialen Träger_
innen des türkischen EU-Projektes. Gerade im deutschsprachigen Raum klafft 
jedoch weiter eine große Forschungslücke, denn im Fokus der hiesigen wissen-
schaftlichen wie medialen Debatten standen bislang vor allem die Interessen 
europäischer Akteur_innen an der Türkei. Vor allem in den 2000er Jahren wurde 
eine heftigen Pro- und Contra-Debatte über einen Beitritt der Türkei geführt und 
zwar zumeist um kulturell-identitäre, migrationspolitische oder um sicherheits-
politische Fragen. Diese Auseinandersetzungen brachten einen eigenen Strang 
diskursanalytischer Publikationen hervor, die der Frage nachgehen, was in den 
Debatten um einen Beitritt der Türkei unausgesprochen verhandelt wird – zum 
Beispiel die unterschiedlichen europäischen Selbstidentifikationen, wie Jochen 
Walter (2008) betont. Die in dieser Monografie verfolgte Fragestellung ist eine 
gänzlich andere: Sie ergründet, welche Interessen politische Akteur_innen in der 
Türkei in Gestalt ihrer Politik der Verrechtlichung der Beziehungen zu Europa 
beziehungsweise zur EU verfolgen, die landläufig als Bestreben eines türkischen 
EU-Beitritt wahrgenommen werden. Das Stellen dieser Frage bildet eine wichtige 
Voraussetzung, um nicht die Hypothese unhinterfragt zu verinnerlichen, demnach 
die EU eine wichtige Akteurin bei die Etablierung von Demokratie und Grund-
rechten in der Türkei darstellt.

Eben diese Grundannahme bildet das Rückgrat zahlreicher Hypothesen zur 
Wirksamkeit demokratischer Konditionalität gegenüber Türkei aber auch ande-
ren Staaten, die der EU beitreten wollen (exemplarisch: Schimmelfennig, 2008). 
Gemäß des Prinzips der demokratischen Konditionalität können Staaten nur dann 
der EU beitreten, wenn sie über demokratische Normen, Institutionen und Pra-
xen verfügen oder diese im Rahmen des Beitrittsprozesses einführen. Als maßge-
blich gelten dafür die sogenannten Kopenhagener Kriterien, die der Europäische 
Rat 1993 im Vorfeld der EU-Osterweiterung beschlossen hatte, beziehungsweise 
Folgevereinbarungen, die im Wesentlichen auf diesen Kriterien beruhen. Nur 
ein kleiner, aber prominent zitierter, Teil dieser Kriterien beschäftigt sich dabei 
mit Grundrechten oder demokratischen Institutionen (vgl. Europäischer Rat, 
1993). Mehrheitlich widmen sie sich der Regulierung der Ökonomie, wobei der 
beitretende Staat keinen Einfluss auf die Ausgestaltung der Kriterien hat. So 
stützen sich die Erwartungen an das Prinzip der demokratischen Konditionali-
tät auf relativ kurze auf dem Zusammenhang extrahierte Passagen, die zudem 
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 ausblenden, dass durch den Beitrittsprozess erhebliche Teile der ökonomischen 
Regulation den parlamentarischen Prozessen entzogen werden, noch ehe ein 
Staat beitritt. Dies wiegt bei Staaten mit ungewisser Perspektive, wie der Türkei, 
besonders schwer. So sollten schon bei oberflächlicher Betrachtung erste Zwei-
fel bestehen, ob demokratische Konditionalität zwangsläufig Demokratisierung 
meint. Allerdings spielt die EU nicht nur eine Rolle bei der Implementierung von 
Recht beziehungsweise des Aquis Communautaire – des gemeinsamen (recht-
lichen) Besitzstandes – der Union in den Beitrittsstaaten, sondern auch bei der 
Überwachung bereits geltender Grundrechte. Beispielsweise wird die direkte oder 
(häufiger noch) indirekte Rolle der EU beim Vor-Ort-Monitoring von Menschen-
rechtsstandards hervorgehoben; eine wichtige Aufgabe nimmt sie auch in der der 
Finanzierung von zivilgesellschaftlichen Initiativen und Projekten in der Türkei. 
Zugleich ist die Rolle der EU keine unproblematische, insofern sie sich in Gestalt 
einer „abhängigen Transnationalisierung“ (Trogisch, 2014, 50) vollzieht und 
gleichzeitig der AKP-Regierung einen großen Einfluss auf die Vergabe der Gelder 
gewährt (vgl. ebd., 59 f.). Die Beziehung zwischen der AKP-Regierung und der 
EU scheint insgesamt keine konfliktfreie, wohl aber eine symbiotische zu sein.

Besonders offenkundig wird dies in Krisensituationen: Während der Nieder-
schlagung der Juni-Revolte und auch in den sechs Monaten bis zum Dezember 
2013 wurde die EU kaum initiativ, obwohl damals die Möglichkeit bestand, kon-
kreten Druck auf die türkische Regierung auszuüben – lediglich die Eröffnung 
eines Beitrittskapitels wurde damals symbolisch um wenige Monate verschoben. 
Der im Oktober 2013 erschienene Türkei-Fortschrittsbericht der EU-Kommis-
sion wusste gar insgesamt Fortschritte bei der Entwicklung von Demokratie 
und Grundrechten zu berichten (vgl. kritisch Gehring, 2013a). Erst nach dem 
Bruch zwischen der AKP und der Gülen-Bewegung, also einem Konflikt inner-
halb der türkischen Eliten, trat die EU stärker in in Erscheinung (vgl. ders., 
2014b). Dieses selektive Vorgehen wirft Fragen nach der Glaubwürdigkeit einer 
umfassenden und nicht bloß partikularen Demokratisierungsperspektive im 
Rahmen demokratischer Konditionalität auf. Gerade die Gezi-Protestbewegung 
stellte diese Fragen, indem sie in ihrem Wirken eine antiautoritäre mit einer anti-
neoliberalen Dimension verband (vgl. ders., 2013a). Die Revolte des Sommers 
2013 zwingt somit dazu, sich stärker der politökonomische Dimension Türkei-
EU-Beziehungen zu widmen. Dies gilt insbesondere im Anbetracht der seit 2007 
andauernden verschärften Krise des europäischen Neoliberalismus, die zu einer 
Stärkung der nationalen Exekutiven und der nur schwach kontrollierten supra-
nationalen Entscheidungsgremien in der EU selbst führte und Tendenzen hin zu 
neuen Formen autoritärer Staatlichkeit sichtbar werden ließ (vgl. Kannankulam, 
2008). Darüber hinaus verschränkte das Gros der zwischen Türkei und der EU 

1.2 Es fehlt eine systematische Rekonstruktion …
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geschlossenen Verträge, insbesondere die für den Beitrittsprozess wichtigen Kri-
terien von Kopenhagen, den Rekurs auf Grundrechte programmatisch mit der 
Neoliberalisierung der Ökonomie. Durch diese Kodifizierung eines neoliberalen 
türkischen Wirtschaftsregimes auf internationaler und supranationaler Ebene, 
wird die Einflussnahme potenzieller oppositioneller Akteur_innen und letztlich 
die Ausübung demokratischer Grundrechte erschwert (vgl. Yalman, 2008, 138 f.). 
Kritisch ist das Prinzip der politischen Konditionalität insofern zu betrachten, 
als es die Verteidigung der neoliberalen Ordnung impliziert. Abweichungen von 
ebendieser Ordnung bedeuten einen Bruch mit dem Aquis Commautaire. In der 
Türkei wurde eine neoliberale Transformation ab 1980 auf dem Wege des Militär-
putsches durchgesetzt.

Es ist daher festzuhalten: Schon aufgrund ihrer Binnenverfassung und ihres 
Handelns während konkreter Krisen kann die EU nicht per se als Motor einer 
Demokratisierung der Türkei betrachtet werden. Die verbreitete Prämisse von der 
EU als zentrale Akteurin der Verbreitung von Demokratie und Grundrechten lässt 
darüber hinaus die Frage nach den Motivationen türkischer Akteur_innen mehr 
oder minder unberücksichtigt. Nicht immer steht das Motiv im Vordergrund, 
das im medialen Diskurs besonders popularisiert wird. Im Falle der formell zum 
EU-Beitrittsprojekt kodifizierten Türkei-EU-Beziehungen wird dies besonders 
augenfällig. Türkische zivilgesellschaftliche Akteur_innen und Parteien betonten 
besonders prominent die Rolle der EU bei der Verbesserung von politischen Frei-
heiten und Menschenrechten. Das Gros der Verträge zwischen der Türkei und 
der EU kodifiziert jedoch nicht etwa Grundrechte, sondern schlicht die Regula-
tion der Ökonomie. Daraus allein kann auf der Akteur_innenebene aber keine 
Subordination des Politischen in den Türkei-EU-Beziehungen unter das Öko-
nomische abgeleitet werden. Vielmehr gilt es die Beziehungen des Ökonomischen 
und des Nicht-Ökonomischen grundlegender zu theoretisieren – ihr Artikulations-
verhältnis zu bestimmen. Denn diese sind nicht voneinander ableitbar, aber mit-
einander artikuliert. Der Weg zur Analyse der EU-Türkei Beziehungen führt 
damit notwendig durch das Dickicht der verschiedenen mit einander konkur-
rierenden Strategien und motivierenden Erzählungen (vgl. Bieling/Steinhilber, 
2000). Die zentrale Frage dieser Dissertation lautet: Wie ist das Projekt der euro-
päischen Integration im Kontext der Interessen türkischer Klassen- und klassen-
relevanter Akteur_innen zu verorten? Vor allem die Akteur_innen des Blocks an 
der Macht bilden dabei die zentralen Subjekte der Untersuchung.
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1.3  Akteur_innen im Lichte von gramscianischer 
Hegemonie- und materialistischer Staatstheorie

Die Frage wird jedoch nicht durch eine Befragung der Akteur_innen nach 
ihren Motivation beantwortet, sondern bildet vielmehr den Ausgangspunkt für 
eine stärker hegemonie-, regulations- und staatstheoretische Formulierung des 
Forschungsgegenstands dieser Arbeit. Denn es gilt: Die Strategien der Akteuer_
innen konstituieren sich vor dem Hintergrund ihrer konkreten Interessen, vor-
gefundener Kräfteverhältnisse, sedimentierten Wissens und Überzeugungen. 
Dabei muss dieser Vorgang nicht notwendigerweise ein bewusster Vorgang sein –  
die Komplexität der Situationen und Konstellationen kann rasch den Erfah-
rungs- und Handlungshorizont der Akteur_innen überschreiten. Die Analyse 
der Strategien der Akteur_innen setzt daher – so denn sie mehr sein möchte als 
eine Reproduktion der Kategorien, in denen sich die Akteure über ihre Interes-
sen bewusst werden – eine Analyse eben dieser vorgefundenen Umstände voraus. 
Die Interessen von Klassenakteur_innen gegenüber dem Staat als regulativen 
Rahmen konstituieren sich in einer kapitalistischen Gesellschaft dabei wesentlich 
aus Problemen, die der Dynamik des kapitalistischen Akkumulationsprozesses 
entspringen. Dieser wiederum wesentlich beruht auf Rechtsverhältnissen, die 
vom Staat letztinstanzlich durchgesetzt werden, womit Ökonomie und Staat trotz 
ihrer institutionellen Separation einander nicht äußerlich sind, sondern ein gegen-
seitiges Bedingungsverhältnis konstituieren. Insofern die führenden Klassen 
selbst fraktioniert sind und verschiedene, oft mit einander konkurrierende, Inter-
essen verfolgen, werden die Interessen von Klassenakteur_innen niemals in Rein-
form umgesetzt, sondern sind das Ergebnis der Austragung komplexer Kämpfe. 
Diese verweisen nicht zuletzt auf die grundsätzlich antagonistische Beschaffen-
heit von Klassengesellschaften, zu deren Aufrechterhaltung es zumindest die 
Zustimmung eines Gros der Subalternen bedarf. Hegemonie ist ein solcher 
umkämpfter „Prozess der Verallgemeinerung von Interessen in einem instabilen 
Kompromissgleichgewicht“ (Demirović, 1992, 143). Popularer Konsens für ver-
allgemeinerte und damit herrschende Interessen sollte dabei nicht mit Harmonie 
verwechselt werden, denn Hegemonie ist mit Zwang abgesichert. Dieser Zwang 
wird letztinstanzlich durch Staatsapparate hergestellt zu denen im weiteren Sinne 
auch scheinbar private Institutionen, wie die Familie, zählen (Althusser, 1977). 
Der Staat im engeren Sinne wird nicht nur wegen seiner Rolle, Zwang gegen-
über sich widersetzenden Subalternen auszuüben, sondern auch aufgrund seiner 
Fähigkeit gegen einzelne Angehörige und Fraktionen der herrschenden Klassen in 

1.3 Akteur_innen im Lichte von gramscianischer Hegemonie …
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die Sphäre der Distribution einzugreifen, Rechtsgleichheit zu gewährleisten und 
identitär-ideologischen Zusammenhalt herzustellen, zum Fokalpunkt gesellschaft-
licher Kräfte, die um Hegemonie kämpfen. Zum Verständnis dessen stellt das 
zweite Kapitel zentrale erkenntnistheoretische Grundannahmen vor und führt in 
begriffliche Konzepte der materialistischen Staatstheorie, der gramscianischen 
Hegemonietheorie sowie der Kritik der politischen Ökonomie ein. Schließlich 
werden diese Konzept in den daran anschließenden Kapiteln am Forschungs-
gegenstand entfaltet.

Wie bereits dargelegt, ist der Forschungsgegenstand notwendigerweise weiter 
gefasst, als die Ausgangsfrage, wie das Projekt der europäischen Integration im 
Kontext der Interessen türkischer Klassen- und klassenrelevanter Akteur_innen zu 
verorten ist. Es geht dieser Arbeit um die Rekonstruktion der sozioökonomischen 
Formation und der politisch-institutionellen Formen in welchen Klassen- und 
klassenrelevante Akteur_innen in der Türkei handeln. Dies schließt auch Interes-
sen jenseits des unmittelbar Ökonomischen ausdrücklich mit ein, denn der Kampf 
um das Ökonomische vollzieht sich als ein Ringen um Hegemonie, die sich nicht 
zuletzt in Gestalt der Verfolgung komplexer artikulationsfähiger Projekte kons-
tituiert. Die identitären und ideologischen Formen, die eine relative Autonomie 
von den Interessen der Akteur_innen haben, sind damit ein genuiner Part des 
Forschungsgegenstandes, dies gilt nicht zuletzt auch vor dem Hintergrund der 
starken identitären und ideologischen Aufladung des EU-Beitrittsprojektes. Wenn 
auch primär angetrieben von türkischer Akteur_innen, die versuchen, es im Rah-
men ihrer Strategien zu nutzen, so reagiert das türkische EU-Beitrittsprojekt auf 
den Prozess der europäischen Integration. Dieser Prozess hat sich in Gestalt einer 
Übertragung von bis dahin den Nationalstaaten vorbehaltenen Funktionen auf 
die Institutionen der nach dem Zweiten Weltkrieg begründeten transatlantischen 
(Klassen-)Ordnung vollzogen (vgl. Cox, 1987, 211 ff.). Die Errichtung eigener 
intergouvermentaler und supranationaler europäischer Strukturen folgte dem auf 
den Fuß und war mit der Errichtung der transatlantischen Ordnung verschränkt, 
sie begründete das, was im eigentlichen Sinne unter europäischer Integration ver-
standen wird. Europäische und amerikanische Klassenakteur_innen waren daran 
in den zurückliegenden Dekaden maßgeblich beteiligt, wie die Vertreter_innen 
kritischer integrationstheoretischer Ansätze betonen (vgl. exemplarisch: Mandel, 
1967; Poulantzas, 1974; Ziltener, 1999; van Apeldoorn, 2000; Overbeek, 2000; 
Plehwe, 2000; Schulten, 2000; Bohle, 2002). Damit entstanden sukzessive Struk-
turen ‚über‘ den Nationalstaaten, die selbst Staatsfunktionen übernahmen – die 
teilweise auch Verdichtungen zweiter Ordnung waren (zum Konzept vgl. Brand 
et al., 2007). Gleich ob in herrschender oder in subalterner Position: Die türki-
schen Klassenakteur_innen und klassenrelevanten Akteur_innen sind selbst Teil 
der transatlantisch-europäischen Ordnung. Eine Beteiligung an der Gestaltung 
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ihres spezifischen Integrationsmodus in diese Ordnung ist für sie von hoher 
Bedeutung. Denn nicht nur die Dynamik des Akkumulationsprozesses, sondern 
auch die Beschaffenheit dieser Ordnung konstituiert die „Rahmenbedingungen“ 
ihres Handelns.

Nicht die korporativen Interessen oder die auf eingegrenzte Politikfelder 
bezogenen Strategien türkischer (Klassen-)Akteur_innen, sondern vor allem die 
Strategien, die auf die Regulierung der (Klassen-)Ordnung als solche zielen, sind 
hier von besonderem Interesse. Gerade der innertürkische politisch-gesellschaftliche 
Prozess, auf dessen Grundlage diese Strategien formuliert werden, bildet damit den 
Kern dieser Arbeit. Eine solche Arbeit kommt dabei nicht umhin, Kämpfe um Hege-
monie im Staat in ihrer Breite abzubilden, wenn sie das Interesse der Akteur_innen 
an der europäischen Integration nicht aus ihren Kontext reißen möchte.

Die Sphäre der Wissensproduktion stellt keine von der Gesellschaft und von 
gesellschaftlichen Machtverhältnissen separierte Entität dar, sondern existiert 
vielmehr in enger Artikulation mit ebendiesen Verhältnissen und ist von ihnen 
durchzogen. Wie Cox argumentiert, wird Theorie „immer für und für irgend-
eine Absicht verfasst. Alle Theorien haben eine Perspektive“ (Cox, 1998, 31). 
Dies gilt auch für die bestehende Wissensproduktion über die Türkei. Auch wenn 
erste Studien über die politische Ökonomie des Neoliberalsierungsprozesses 
in der Türkei in deutscher Sprache vorliegen (zum Beispiel von Roy Karadağ, 
2010; Errol Babacan, 2012; oder İlker Ataç, 2013) so gilt im Grunde noch 
immer: „Im Gegensatz zur türkischen Debatte findet in der deutschen Debatte 
die enge Beziehung zwischen dem EU-Beitritts-Projekt der Türkei und dem fort-
dauernden Neoliberalisierungsprozess kaum Beachtung“ (Gehring, 2013a, 13). 
Neoliberalismus bleibt unter dem Gros der Wissensschaffenden unhinterfragt, 
obwohl zwischen Brüssel und Ankara bereits 1963 ein Assoziierungsabkommen 
geschlossen worden war, das neben einer vagen Beitrittsperspektive vor allem 
die schrittweise Errichtung einer gemeinsamen Zollunion beinhaltete (vgl. Geh-
ring, 2013a, 14). Es fehlt im deutschsprachigen Wissenschaftsraum eine syste-
matische Rekonstruktion der politischen Ökonomie der Türkei-EU-Beziehungen 
aus Sicht türkischer Akteur_innen. Debatten über Fragen der politischen Öko-
nomie der Türkei-EU-Beziehungen finden hauptsächlich in der Türkei oder unter 
türkeistämmigen Wissensschaffenden statt, dies gilt insbesondere für Ansätze, 
die epistemologisch und methodisch von der materialistischen Staatstheorie, der 
Regulationstheorie oder Antonio Gramscis Hegemonietheorie inspiriert sind. 
Dazu zählen Autor_innen wie: Pınar Bedirhanğolu, Galip Yalman, Hasret Dikici 
Bilgin oder Anıl Al-Rebholz. Der Ethnograf und Soziologe Cihan Tuğal konnte 
im Jahr 2009 durch seine Monographie Passive Revolution. Absorbing the Islamic 
Challenge to Capitalism eine gewisse Aufmerksamkeit erzielen – letztere stellt 
jedoch eine Ausnahme dar.

1.3 Akteur_innen im Lichte von gramscianischer Hegemonie …
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Insgesamt gilt jedoch auch für die Türkei, dass die diskursive und institutio-
nelle Marginalisierung marxistisch inspirierter Ansätze auf dem Feld der politi-
schen Ökonomie weit fortgeschritten ist – mit allen Implikationen, die dies für 
die Entwicklung von (materialistischer) Staats- und Hegemonietheorie hat. Hege-
monie und Staat werden jenseits der wenigen marxistischen Analysen zwar ana-
lysiert und theoretisiert, der Feldzusammenhang zum Ökonomischen geht dabei 
aber verloren oder wird über Dichotomien hergestellt, die im Wesentlichen eine 
ontologische Setzung der Trennung von Öffentlich und Privat zur Grundlage 
haben; die in ihrer heute existierenden Form mit der Konstitution der bürger-
lich-liberalen Gesellschaft entstanden ist. In diesem Sinne wird auch in den tür-
kischen Debatten der Diskurs über den türkischen Staat wesentlich von liberalen 
Arbeiten bestimmt, die das Verhältnis von Staat und Ökonomie sowie von Staat 
und (Zivil-)Gesellschaft als dichotom voneinander getrennte Entitäten, nicht 
aber als gegenseitig konstituierende Bedingungsverhältnisse von eigener Dichte 
begreifen. Eine solche erkenntnistheoretische Selbstbeschränkung verunmöglicht 
eine grundlegende Infragestellung dieser Verhältnisse:

„Bei den dichotomen Modellen Zivilgesellschaft vs. Staat (Zivilgesellschaft als 
Sphäre der demokratischen gesellschaftlichen Kräfte gegenüber einem autoritären/
repressiven türkischen Staat) liegt vor allem eine ahistorische Konzeptionalisierung 
des Verhältnisses der beiden Sphären zugrunde. Solche Modelle hindern uns daran, 
die sozialen Konflikte und Spaltungen, die Machtverhältnisse und deren historische 
Bedingtheit sowohl Konflikte und Spaltungen, die Machtverhältnisse und deren his-
torische Bedingtheit sowohl in der zivilgesellschaftlichen als auch in der staatlichen 
Sphäre zu begreifen“ (Al-Rebholz, 2012, 375).

1.4  Wider den türkischen Staatsmythos

Diese strikte analytische wie ontologische Trennung zwischen Staat und (Zivil-)
Gesellschaft, zwischen Staat und Ökonomie, zwischen Öffentlich und Privat, 
erweist sich dabei teilweise auch als eine Gemeinsamkeit von Ansätzen, die sich 
selbst als kritisch verstehen. Prominente Ansätze in diesem Sinne entwickelten 
etwa der Soziologe und Historiker Şerif Mardin, die Soziologin und Politöko-
nomin Ayşe Buğra, der Politologe Metin Heper, der historisch arbeitende Polit-
ökonom und Soziologe Çağlar Keyder, die Soziologin Nilüfer Göle, aber auch 
der Literaturwissenschaftler und öffentliche Intellektuelle Murat Belge. Obgleich 
ihre Beiträge von der internationalen akademischen Öffentlichkeit lange Jahre 
als kritische bis gegenhegemoniale Wissensproduktion über die Türkei wahr-
genommen wurden, werden ihren zentrale Postulate und erkenntnistheoretischen 


